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CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
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CFF Chemins de fer fédéraux suisses
BLS Chemin de fer du Lötschberg
OFIAMT Office fédéral de l’industrie, des arts et métiers et du travail
FTMH Syndicat de l'industrie, de la construction et des services (initialement

Fédération suisse des travailleurs de la métallurgie et de l'horlogerie)
CTFP Conférence tripartite de la formation professionelle
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Der Gemeindeverband hatte bereits 2012 einen Verein "Schweizerische
Prüfungsorganisation öffentliche Verwaltung" gegründet. Ziel dieses Vereins war die
Anerkennung des Berufsabschlusses in der öffentlichen Verwaltung mit einem
eidgenössischen Fachausweis. Bisher konnten sich Angestellte der öffentlichen
Verwaltung nicht im dualen Bildungssystem weiterbilden und der Erwerb eines
eidgenössischen Fachausweises blieb ihnen verwehrt. Der Verein hatte bis Anfang 2014
die beruflichen Handlungskompetenzen und die Prüfungsmodalitäten ausgearbeitet.
Mit der finanziellen Zusicherung von CHF 115‘000 durch das Staatssekretariat für
Berufsbildung, Forschung und Innovation (BFI) kam das Projekt „Eidgenössischer
Fachausweis Höhere Berufsbildung öffentliche Verwaltung“ weiter voran. Die Eingabe
der Unterlagen ist für 2015 geplant. 1

ANDERES
DATUM: 11.03.2014
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Der Abbau von Arbeitsplätzen veranlasste den SMUV, vom Bund Massnahmen zur
Stützung der Innovations- und Risikobereitschaft der Industrie zu fordern und das
1985 vom Volk abgelehnte Projekt einer Innovationsrisikogarantie neu ins Gespräch zu
bringen. 2

ANDERES
DATUM: 27.04.1992
HANS HIRTER

Das BIGA orientierte die Öffentlichkeit zu Jahresbeginn über die Umsetzung des 1995
vom Parlament verabschiedeten Bundesbeschlusses über die Förderung der
Information über den Unternehmensstandort Schweiz. Gemeinsam mit den Kantonen
will es in Europa und den Vereinigten Staaten mit Werbekampagnen und in
persönlichen Gesprächen mit Investoren die Vorzüge des Wirtschaftsstandortes
Schweiz propagieren. In einer gemeinsamen Erklärung zur Wirtschaftsförderung
verpflichteten sich die Mitglieder der Konferenz der kantonalen
Volkswirtschaftsdirektoren, keine Firmen abzuwerben, die bereits in einem anderen
Kanton steuerpflichtig sind. Insbesondere wollen sie auch das
Steuerharmonisierungsgesetz und ein Konkordat von 1948 beachten, welche spezielle
Steuerabkommen nur für neugegründete Firmen zulassen. 3

ANDERES
DATUM: 17.11.1997
HANS HIRTER

Im Sommer nahm in Luzern das erste der sieben Spielcasinos der Klasse A den
Spielbetrieb auf. Damit konnten in der Schweiz zum ersten Mal seit dem Verbot vor 125
Jahren wieder Glücksspiele mit grossem Einsatz gewagt werden. 4

ANDERES
DATUM: 14.06.2002
HANS HIRTER

Der Ständerat lehnte in der Sommersession die im vorangehenden Jahr vom Nationalrat
angenommene Motion Darbellay (cvp, VS) zur Unterstützung der Tourismusbranche in
der Finanz- und Wirtschaftskrise mit Hinweis auf die bereits erfolgte Aufstockung der
Marketingmittel im Rahmen des zweiten Stabilisierungspakets ab. In der Wintersession
verabschiedete die kleine Kammer den Entwurf zum Bundesgesetz über das
Bergführerwesen und Anbieten weiterer Risikoaktivitäten, den der Nationalrat im
vorangegangenen Jahr akzeptiert hatte. Wie auch im Nationalrat vermochten sich
entgegen der Empfehlung der ständerätlichen Rechtskommission, die auf die Existenz
kantonaler Regelungen, die Bestimmungen des Haftplicht- und Strafrechts sowie die
erhoffte Selbstregulierung der Branche verwies, jene Stimmen durchzusetzen, die im
Interesse der Tourismusdestination Schweiz die Garantie eines landesweiten
Mindeststandards über ein Rahmengesetz verankert sehen wollten. Nach einer
redaktionell bedingten Differenzbereinigung passierte das Gesetz zehn Jahre nach
Einreichung der parlamentarischen Initiative im Dezember die Schlussabstimmung

ANDERES
DATUM: 17.06.2010
SUZANNE SCHÄR
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beider Räte. 5

Im Verlauf des Berichtsjahres stimmten beide Parlamentskammern einer Motion der
Rechtskommission des Nationalrates (RK-NR) zu, welche Pokerturniere unter
bestimmten Regeln zulassen wollte. Der Bundesrat wurde beauftragt, eine
Gesetzesvorlage auszuarbeiten, welche es ermöglichen sollte, in öffentlich zugänglichen
Lokalen Pokerspiele mit kleinem Einsatz und Gewinn zu organisieren. Für solche
Turniere, die weder automatisiert noch über Remote-Absatz-Kanäle wie Internet oder
Mobiltelefonie durchgeführt werden durften, sollte eine klare Gesetzesgrundlage
geschaffen werden, die den für Glücksspiele geltenden Grundsätzen Rechnung trug. 6

ANDERES
DATUM: 12.06.2012
LAURENT BERNHARD

Mit der Annahme eines Postulates Baumann (cvp, UR) im Ständerat wurde der
Bundesrat beauftragt, dem Parlament bis Ende 2012 einen Bericht über den Aufbau
einer Tourismusbank nach österreichischem Vorbild vorzulegen. Der Vorstoss erhielt in
der Herbstsession eine deutliche Mehrheit von 24 zu 4 Stimmen. Dieser Entscheid
wurde mit der schwierigen Finanzierungssituation der Schweizerischen
Tourismusbranche begründet. 7

ANDERES
DATUM: 17.09.2012
LAURENT BERNHARD

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Les CFF ont fait face à un manque de personnel. A mi-juin, 700 postes n’étaient pas
repourvus, ce qui représentait un sous-effectif de 2%. Pour essayer de combler ce
"trou", l’ex-régie a approché des entreprises ferroviaires européennes (DB, SNCF,
RENFE, Vorarlberg). Le succès n’a pas été au rendez-vous. Le programme "Chance" –
qui assure une nouvelle formation ou un perfectionnement aux employés menacés de
licenciements afin qu’ils puissent trouver une nouvelle activité dans l’entreprise –, n’a
pas permis non plus de pallier à la crise des effectifs. Devant cette pénurie, l’entreprise
de transport a lancé une nouvelle conception de formation, baptisée "Log-in", qui se
présente sous la forme d’un organe indépendant, dont le BLS est partie prenante. 8

ANDERES
DATUM: 06.07.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Umweltschutz

Naturgefahren

En collaboration avec l'Institut de recherche Kurt-Bösch de Bramois (VS), le Centre de
recherche sur l'environnement alpin (Crealp) de Sion et l'Institut fédéral de recherche
sur la forêt, la neige et le paysage, les autorités valaisannes ont décidé de créer le
Centre alpin universitaire pour les dangers naturels (Cadana). Situé à Sion, cet
établissement aura pour tâche de dispenser une formation continue à des non-
universitaires afin de mieux coordonner la prévention et la recherche en la matière. 9

ANDERES
DATUM: 18.04.1997
LIONEL EPERON

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit
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Arbeitsmarkt

Une déclaration tripartite sur le futur du travail et du partenariat social à l'ère de la
numérisation de l'économie a été signée par le conseiller fédéral Johann Schneider-
Ammann et les représentants de l'Union patronale suisse, de l'Union suisse des arts et
métiers, de l'Union syndicale suisse et de Travail.Suisse. Les différents acteurs
s'engagent à assurer la compétitivité de la place économique helvétique en adaptant les
conditions sociales et de travail pour défendre et créer des emplois décents et
hautement qualifiés. Ils misent également sur la formation et le perfectionnement
professionnels, ainsi que sur les conventions collectives de travail pour répondre aux
défis découlant de la numérisation de l'économie. 10

ANDERES
DATUM: 18.10.2018
DIANE PORCELLANA

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Im Frühjahr schickte der Bundesrat ein neues Berufsbildungsgesetz in die
Vernehmlassung. Der Gesetzesentwurf hielt am dualen System der Berufsbildung –
Lehrstelle und Schule – fest, strebte eine erhöhte vertikale und horizontale
Durchlässigkeit unter den Angeboten an und regelte neu auch die Lehrgänge im Sozial-,
Gesundheits- und künstlerischen Bereich. Die Berufsbildung wurde darin als
Verbundaufgabe von Bund, Kantonen und Privatwirtschaft definiert. Nach Ablauf der
Vernehmlassungsfrist im Oktober zeigte sich in allen Stellungnahmen nebst einer
grundsätzlich guten Aufnahme des Entwurfs Kritik an der Regelung der Finanzierung.
Mehrkosten, die der Bund auf die Kantone abwälzen wolle, seien durch mehr
Autonomie für die Kantone abzugelten, meinte die FDP. Nach Ansicht der SP müssten
sowohl Bund wie Kantone zusätzliche Mittel einfliessen lassen; ausserdem sei der
gesamte Bildungsbereich in einem Departement zusammenzufassen. Die Kritik der CVP
zielte gegen die unklare Ausweisung des künftigen Finanzbedarfs, die
Unausgewogenheit der Kostenverteilung zwischen Bund und Kantonen sowie die
fehlende Kohärenz zwischen dieser Vorlage und dem Projekt des Neuen
Finanzausgleichs. Diesen Vorwurf erhob auch die SVP und äusserte sich zudem
gegenüber dem geplanten branchenbezogenen Berufsbildungsfonds skeptisch. Auch
die EDK äusserte sich positiv zu den Grundzügen des Entwurfs, bezeichnete aber die
Angaben zu den Mehrkosten als lückenhaft. Nach Ansicht der kantonalen
Erziehungsdirektoren müsse vor einer Weiterbearbeitung des Gesetzesentwurfs eine
seriöse Kostenrechnung vorlegt werden. Vom Bund seien künftig 30 Prozent des
öffentlichen Aufwands für die Berufsbildung zu übernehmen und nicht nur 18,3
Prozent, wie dies gegenwärtig der Fall ist. 11

ANDERES
DATUM: 15.05.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Im November trafen sich auf Einladung von Wirtschaftsminister Deiss 21
Spitzenvertreter aus Bund, Kantonen, Wirtschaft und Gewerkschaften zu dieser ersten
nationalen Lehrstellenkonferenz. Gewerkschaften und Linke zeigten sich vom Ergebnis
enttäuscht, da sie keine ihrer Forderungen hatten durchsetzen können. Auf Ablehnung
gestossen war sowohl der Vorschlag eines nationalen Delegierten (Mister Lehrstelle) als
auch das Ansinnen, den Betrieben für jede neue Lehrstelle einen Bonus von 10 000 Fr.
auszuzahlen. Beschlossen wurde hingegen eine Werbekampagne, wonach ausbildende
Unternehmen sich mit der offiziellen Vignette „Lehrbetrieb“ schmücken dürfen. Wenige
Tage nach der Konferenz lehnte der Bundesrat einen von Deiss in Aussicht gestellten
Kredit von 20 Mio Fr. aus dem Innovationsfonds gemäss Berufsbildungsgesetz ab; mit
diesem Betrag hätte der Bund die Projekte der Kantone zur Verbesserung der
Lehrstellensituation vollständig und nicht nur zu 60% übernehmen sollen. 12

ANDERES
DATUM: 24.11.2005
MAGDALENA BERNATH

Die berufliche Weiterbildung stand auch im Zentrum eines weltweit einmaligen
Pilotprojekts, mit dem das Bundesamt für Berufsbildung und Technologie untersuchen
wollte, wie sich Bildungsgutscheine auf die Weiterbildungsbereitschaft der Bevölkerung
auswirken. Dazu wurden im Jahr 2006 an 2400 zufällig ausgewählte Personen
Bildungsgutscheine verteilt, die sie frei zur Weiterbildung einsetzen konnten. Die im
Februar präsentierte Studie zeigt, dass die Weiterbildungsquote durch die finanziellen
Anreize leicht gestiegen ist. Die Verfasser empfehlen, die Bildungsgutscheine auf
Personen mit tiefem Bildungsniveau zu konzentrieren, da sich Gutausgebildete auch

ANDERES
DATUM: 24.02.2009
ANDREA MOSIMANN
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ohne Bildungsgutscheine weiterbilden. 13

Die Vertreter von Bund, Kantonen sowie Gewerkschaften und Arbeitgeber konnten sich
an der nationalen Lehrstellenkonferenz im Oktober über einen intakten
Lehrstellenmarkt freuen. Sorge bereitete den Teilnehmenden aber die
Jugendarbeitslosigkeit und die Personalnot im Gesundheitssektor. An der Konferenz
wurde beschlossen, eine Kampagne zu lancieren, die darauf abzielt, mehr Jugendliche
für Ausbildungen im Gesundheitsbereich zu motivieren und vermehrt Quereinsteiger
für Medizinalberufe zu gewinnen. An der Zusammenkunft zeichnete sich ausserdem
eine Entwicklung zu mehr Druck seitens der Kantone ab. So beantragte etwa der Basler
Regierungsrat Carlo Conti (cvp), Vizepräsident der Schweizerischen
Gesundheitsdirektorenkonferenz, private Spitäler sowie Heime mit Auflagen in
Leistungsvereinbarungen zur Schaffung von zusätzlichen Ausbildungsplätzen zu
verpflichten. 14

ANDERES
DATUM: 27.10.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Bund beauftragte die in Solothurn domizilierte ch-Stiftung für eidgenössische
Zusammenarbeit mit der Betreuung der Schweizer Teilnahme an den EU-
Bildungsprogrammen. Eine entsprechende Leistungsvereinbarung wurde im Mai
unterzeichnet. Eine in die ch-Stiftung integrierte aber eigenständige Agentur soll
Institutionen der Berufsbildung und Unternehmen für die Programme gewinnen. Bis
dato existiert kaum ein Mobilitätsaustausch für Berufsschüler. Die Stiftung arbeitet
deshalb auch eng mit dem eidgenössischen Amt für Berufsbildung zusammen. 15

ANDERES
DATUM: 30.11.2010
ANDREA MOSIMANN

Les différents acteurs de la formation, notamment professionnelle se sont réunis lors
du Sommet national de la formation professionnelle. Johann Schneider-Ammann (plr),
ministre de l’économie, de la formation et de la recherche, accompagné de
représentants de la Confédération, des cantons, des enseignants et de différents
partenaires sociaux ont débattu sur la question de la formation professionnelle. Alors
que l’ombre de l’acceptation de l’initiative dite contre l’immigration de masse a pesé,
comme une épée de Damoclès, sur la tête de ces acteurs, un renforcement de la
formation professionnelle s’est profilé comme une première réponse aux risques de
pénurie de main-d’œuvre qualifiée. Alors que plusieurs mesures ont été avancées, un
objectif global de 95 pour cent de diplômés du secondaire II (apprentissage, maturité
professionnelle ou gymnasiale, école de culture générale) a été annoncé. 16

ANDERES
DATUM: 15.01.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Sommet national de la formation professionnelle a eu lieu au mois d’avril.
Confédérations, cantons, et représentants des milieux politique et économique ont
établi des lignes directrices pour une stratégie de la formation professionnelle en
adéquation avec la réalité actuelle et surtout l’avenir proche. Quatre points forts se
détachent. Premièrement, l’élaboration d’un groupe de travail, chapeauté par le SEFRI,
doit permettre d’établir une Vision d'ici 2030 pour la formation professionnelle.
Deuxièmement,  la réduction des charges administratives, qui entravent les entreprises
formatrices d’apprentis, est primordiale. Troisièmement, sur le thème de la pénurie de
personnels qualifiés, les représentants ont prôné une campagne d’information et de
sensibilisation. Finalement, le thème des réfugiés a été abordé. Ainsi, une collaboration
entre les autorités responsables de la formation et celles responsables de la migration
doit permettre d’utiliser les outils existants et de les adapter si nécessaire. 17

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

«Berufsbildung 2030» (berufsbildung2030.ch) ist eine im Jahr 2016 lancierte Initiative
der Verbundpartner der Berufsbildung (Bund, Kantone und Organisationen der
Arbeitswelt) und verfolgt das Ziel, für die Berufsbildung relevante arbeitsmarktliche und
gesellschaftliche Veränderungen zu antizipieren und die Berufsbildung dadurch
zukunftsfähig zu machen. Dafür wurden ein Leitbild und wichtige Stossrichtungen –
beispielsweise im Bereich Digitalisierung, Governance oder Flexibilisierung der
Bildungsangebote – definiert. Im Rahmen dieser Stossrichtungen werden wiederum
verschiedene Projekte durchgeführt, welche von der TBBK gutgeheissen und begleitet
werden. 18

ANDERES
DATUM: 18.04.2016
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Anfang Mai 2020 gründete der Bund eine Task Force zur Stärkung der Berufsbildung,
bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern von Kantonen, Sozialpartnern und Bund.
Da es für viele Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der coronabedingten
wirtschaftlichen Situation schwierig geworden sei, eine Lehrstelle oder eine Stelle nach
der Ausbildung zu finden, wurde diese Task Force mit der Aufgabe betraut, die
Situation in den Kantonen zu beobachten und wenn nötig stabilisierend einzugreifen.
Während sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier einig waren, dass in dieser
Situation Handlungsbedarf bestehe (vgl. Mo. 20.3163.), waren die von der NZZ zitierten
Expertinnen und Experten uneins in der Frage, ob es überhaupt einen gewichtigen
Einbruch beim Angebot der Lehrstellen gebe. Generell schien aber die Lage in der
lateinischen Schweiz etwas angespannter als in der Deutschschweiz, wo traditionell
schon früher mit der Lehrstellensuche und -vergabe gestartet werde, wie Le Temps
berichtete. Dieselbe Zeitung berichtete denn auch darüber, was in den einzelnen
französischsprachigen Kantonen konkret unternommen wurde, um den
Lehrstellensuchenden und den ausbildenden Firmen zu helfen. So zahlte der Kanton
Waadt beispielsweise die Hälfte des Jahreslohns aller entlassenen Lernenden, die im
zweiten und dritten Lehrjahr standen, um ihnen damit die Suche nach einem neuen
Arbeitsplatz zu erleichtern. In weiteren Medienmitteilungen erläuterte das SBFI, dass
die Task Force einen «Förderschwerpunkt Lehrstellen» eingerichtet habe. Mit diesen
Fördermitteln könne der Bund im Rahmen bestehender Kredite einzelne Projekte
prioritär unterstützen. Dies in den Bereichen Coaching / Mentoring von Jugendlichen
auf Lehrstellensuche, beim Erhalt und der Schaffung von Lehrstellen, bei deren
Besetzung, bei der Erarbeitung neuer Ausbildungsmodelle oder zur Vermeidung von
Lehrvertragsauflösungen. Zudem wies das SBFI im Juli 2020 darauf hin, dass auf die
Lehrabgängerinnen und Lehrabgänger eine schwierige Situation zukommen könnte. In
verschiedenen Kantonen stünden aber seitens der Berufsberatungen Angebote zur
Verfügung, um diese Personen gezielt zu unterstützen. 19

ANDERES
DATUM: 07.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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